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gebiete und Erholungsorte sowie andere schutzwürdige Ge­
biete Emissionsgrenzwerte durch Beschluß festlegen. Die 
Emissionsgrenzwerte sind mit den Emittenten, deren Kombi­
naten und übergeordneten Organen sowie mit dem Ministe­
rium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft vorher abzu­
stimmen.

(5) Die Räte der Bezirke sichern die Durchführung der Maß­
nahmen entsprechend § 10 Abs. 5 in den ihnen unterstellten 
Betrieben.

§12
Verantwortung der Räte der Kreise,
Städte, Stadtbezirke und Gemeinden

(1) Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemein­
den haben zu sichern, daß im Zusammenwirken mit den 
Emittenten auf der Grundlage der Pläne Maßnahmen durch­
geführt werden, die darauf gerichtet sind, Auswirkungen noch 
unvermeidlicher Luftverunreinigungen zu mindern und durch 
Luftverunreinigungen verursachte Beeinträchtigungen der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen auszuglei­
chen.

(2) Die Räte der Kreise koordinieren und kontrollieren die 
Durchführung der Maßnahmen gemäß Abs. 1.

§13
Immissionsüberwachung und -kontrolle

(1) Die Bezirks-Hygieneinspektionen gewährleisten die Im­
missionsüberwachung und -kontrolle in industriellen Ballungs­
gebieten, Städten und Gemeinden. Der Meteorologische Dienst 
der DDR ermittelt die großräumige Beschaffenheit der Luft.

(2) Die Bezirks-Hygieneinspektionen überwachen und kon­
trollieren die Einhaltung der MIK-Werte. Sie beziehen dazu 
die zuständigen Kreis- bzw. Verkehrs-Hygieneinspektionen 
des Medizinischen Dienstes des Verkehrswesens der DDR ein. 
Die Leiter der Bezirks-Hygieneinspektionen sind berechtigt, 
in Abstimmung mit den Staatlichen Umweltinspektionen bei 
den Räten der Bezirke Emittenten Auflagen zur Mitarbeit bei 
der Immissionsermittlung zu erteilen. Die Auflagen können 
Festlegungen zur Errichtung und zum Betrieb von Meßpunk­
ten sowie zur Auswertung und Dokumentation der Meßergeb­
nisse, einschließlich deren materieller und personeller Absi­
cherung, im Rahmen der Pläne enthalten.

Emissionsüberwachung und -kontrolle
§ 14

(1) Die Emittenten und Betriebe, die Kraftfahrzeuge und 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen betreiben, sind zur Eigen­
überwachung der Emissionen verpflichtet. Sie setzen zur Un­
terstützung der Leiter grundsätzlich Emissionsbeauftragte ein.

(2) Die Emittenten haben zu sichern, daß an kontrollpflich- 
tigen Anlagen, die von der Staatlichen Umweltinspektion fest­
gelegt werden, die Ergebnisse der Emissionsüberwachung in 
prüffähigen Unterlagen aüfgezeichnet werden. Die Staatliche 
Umweltinspektion legt die anzuwendenden Meßverfahren der 
Emissionsüberwachung für diese Anlagen fest.

(3) Die Staatliche Umweltinspektion kann bei Emittenten 
Kontrollmessungen durchführen. Sie betreibt eigene Emis­
sionsüberwachungssysteme. Die Leiter der zuständigen Staat­
lichen Umweltinspektion sind berechtigt, den Leitern der Be­
triebe Auflagen zur Schaffung der dafür erforderlichen Vor­
aussetzungen zu erteilen. Können die Emittenten die mit den 
Emissionsgrenzwerten geforderte Emissionsüberwachung 
nicht prüffähig belegen, ist die zuständige Staatliche Umwelt­
inspektion berechtigt, Schätzungen vorzunehmen. Auf dieser 
Grundlage sind die Nachweise der Emittenten zu berichtigen.

§ 15

(1) Die Staatliche Umweltinspektion ist für die staatliche 
Emissionsüberwachung und -kontrolle verantwortlich. Der

Leiter der zuständigen Staatlichen Umweltinspektion ist be­
rechtigt, den Leitern der Betriebe Auflagen zur Einhaltung 
der Emissionsgrenzwerte und zum ordnungsgemäßen Betrei­
ben von Anlagen zu erteilen.

(2) Die Abgasprüfstelle der DDR nimmt als Organ des Mi­
nisteriums für Allgemeinen Maschinen-, Landmaschinen- und 
Fahrzeugbau die sich aus § 10 Abs. 4 ergebenden Aufgaben 
wahr. Sie ist in Zusammenarbeit mit der Staatlichen Umwelt­
inspektion, den zuständigen Organen des Ministeriums für 
Verkehrswesen und der Räte der Bezirke und Kreise für die 
staatliche Überwachung und Kontrolle der Emission von 
Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und 
die fachliche Anleitung der zuständigen zentralen Staatsor­
gane und der Räte der Bezirke verantwortlich. Sie organisiert 
die Kontrolle der Einhaltung der MEK-Werte von Kraftfahr­
zeugen und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen.

(3) Die Leiter der zuständigen Fachorgane der Räte der Be­
zirke und Kreise sowie die Abgasprüfstelle der DDR sind be­
rechtigt, den Leitern der Betriebe, die Kraftfahrzeuge und 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen hersteilen, halten, betreiben 
bzw. instandhalten, sowie anderen Haltern oder Betreibern 
Auflagen zur Einhaltung der MEK-Werte zu erteilen.

§ 16

Abwehr von Gefahren bei außergewöhnlichen 
Immissionssituationen

(1) Zur Abwehr von Gefahren sind bei außergewöhnlichen 
Immissionssituationen infolge besonders ungünstiger meteo­
rologischer Bedingungen die in den Einsatzplänen der Be­
triebe mit kontrollpflichtigen Anlagen festgelegten Maßnah­
men auf Forderung der Vorsitzenden der Räte der Bezirke 
oder des Ministers für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 
durch die zuständigen Minister unverzüglich auszulösen. Die 
mit der Verordnung vom 15. Mai 1981 über den Katastrophen­
schutz (GBl. I Nr. 20 S. 257) festgelegte Verantwortung der 
Minister und Leiter der anderen zentralen Staatsorgane, der 
Vorsitzenden der örtlichen Räte und der Leiter der Betriebe 
wird von dieser Regelung nicht berührt.

(2) Über die Abwehr von Gefahren durch außergewöhn­
liche Immissionssituationen im Territorium infolge von 
schweren Havarien entscheiden die Vorsitzenden der Räte der 
Kreise als Leiter der Zivilverteidigung gemäß der Verord­
nung vom 13. August 1981 über den Havarieschutz (GBl. I 
Nr. 27 S. 329).

(3) Uber die gemäß den Absätzen 1 und 2 getroffenen Ent­
scheidungen sind der Minister für Umweltschutz und Wasser­
wirtschaft, der Minister für Gesundheitswesen und die Vor­
sitzenden der Räte- der Bezirke unverzüglich zu informieren. 
Sie treffen weitere Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit 
der Bürger.

(4) Durch die Leiter der Betriebe mit kontrollpflichtigen 
Anlagen sind zur Begrenzung, Minderung oder Verhinderung 
von Emissionen bei außergewöhnlichen Immissionssituationen 
infolge besonders ungünstiger meteorologischer Bedingungen 
Einsatzpläne in Abstimmung mit der zuständigen Staatlichen 
Umweltinspektion und der zuständigen Staatlichen Hygiene­
inspektion zu erarbeiten. Die Einsatzpläne sind durch die Lei­
ter der übergeordneten Organe zu bestätigen. Für ausge­
wählte Gebiete, die durch den Minister für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft festgelegt werden, erfolgt,die Bestätigung 
durch die zuständigen Minister nach Zustimmung durch den 
Minister für Umweltschutz und Wasserwirtschaft.

(5) Die Kriterien für Stufen außergewöhnlicher Immissions­
situationen infolge besonders ungünstiger meteorologischer 
Bedingungen, ihre Auslösung und Aufhebung legt der Mini­
ster für Umweltschutz und Wasserwirtschaft in Abstimmung 
mit dem Minister für Gesundheitswesen fest.

(6) Die Emittenten sind verpflichtet, die in ihrem Verant­
wortungsbereich aufgetretenen Havarien und Störungen, die


